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KURZ KOMMENTIERT

Arbeitslosigkeit

Unkonventionelle Ansätze

D ie Arbeitsm arkt-„B ilanz“ für 1988 bietet zur Zufrieden­
heit kaum Anlaß. Zwar ist die Beschäftigtenzahl zügig 
gestiegen. Nach w ie vor aber entsprach der Zuwachs 
an Arbeitsplätzen gerade dem Zustrom  an A rbe itssu­
chenden, und die Arbeitslosenzahl verharrte bei 2,2 M il­
lionen. Die Aussichten für 1989 sind nicht günstiger Bei 
dem zu erwartenden, etwas verlangsam ten W achstum  
wird die Beschäftigtenzahl zwar vorerst weiter kräftig zu ­
nehmen. Aber auch der Zustrom  von Stellensuchenden 
dürfte nahezu unverm indert anhalten. Daher ist auch in 
diesem Jahr nicht mit einem Rückgang der A rbeits losig­
keit zu rechnen.

Zur Bekämpfung der -  weitgehend strukturellen -  Ar­
beitslosigkeit helfen alte Rezepte von der Art staatlicher 
Ausgabenprogramme in M illiardenhöhe nicht. S ie wür­
den nur ein „S trohfeuer“ entfachen. Auf den Bausektor 
konzentriert, würden sie vor allem  den Preisauftrieb ver­
stärken. Jedoch auch das neue Rezept Angebotspolitik 
hilft nicht, wenn es von der Regierung zwar angekün­
digt, aber dann -  wie bis heute -  nur halbherzig verfolgt 
wird.

Nötig erscheint von seiten der Regierung eine konse­
quentere Politik zur Verbesserung der W achstum sbe­
dingungen. Nötig wäre aber auch, daß sich Arbeitgeber 
und Gewerkschaften, auch im Zusam m enw irken mit 
staatlichen Institutionen, weit m ehr als b isher um eine 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bem ühen und dafür 
neue Wege suchen. Beispiele für Neuerungen wären für 
Langzeitarbeitslose quasi-ehrenamtliche Tätigkeiten, wie 
sie der Sachverständigenrat vorschlägt, oder auch die 
Kombination von Maßnahmen zum Erwerb zusätzlicher 
Qualifikationen mit der Gelegenheit zur Einarbeitung zu ei­
nem niedrigen Einstiegsentgelttarif. Um Fortschritte beim 
Abbau der Arbeitslosigkeit zu erzielen, sind neue Ideen 
und unkonventionelle Ansätze erforderlich. sp

Gewerkschaften

Streit um Sonntagsarbeit

Angesichts eines zunehm enden W ettbewerbs in Eu­
ropa, verschärft durch den bevorstehenden EG-Binnen- 
markt, hat sich der IG -Chem ie-Chef Hermann Rappe für 
ein Überdenken der Sonntagsarbeit ausgesprochen. 
Nicht nur -  wie bisher -  aufgrund technolog ischer E rfor­
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dernisse, sondern auch aus w irtschaftlichen Erwägun­
gen könne auf die (begrenzte) Sonntagsarbeit nicht ver­
zichtet werden. Diese solle statt In E inzelabschlüssen 
auf betrieb licher Ebene in Tarifverträgen festgeschrie­
ben werden. Damit hat Rappe einen offenen Streit mit 
seinen DGB-Kollegen ausgelöst.

Insbesondere im Hinblick auf eine schw ierige Tarif­
runde im kom m enden Jahr, in der die IG-M etall die 35- 
Stunden-W oche durchsetzen w ill und deshalb auf die 
Solidarität aller DG B-G ewerkschaften angewiesen ist, 
wehren sich die G ewerkschaften entschieden gegen 
das ihrer M einung nach „vore ilige“ E ingehen des IG- 
Chem ie-Chefs auf A rbeitgeberwünsche. Darüber hin­
aus seien Rappes Äußerungen m it Blick auf den EG- 
B innenm arkt dazu geeignet, dem befürchteten Sozia l­
dum ping Vorschub zu leisten. Ziel gewerkschaftlicher 
Politik sei vor allem, die Arbeitsbedingungen europaweit 
zu verbessern; dazu gehöre eine Verringerung der 
Sam stags- und Sonntagsarbeit sow ie der Abend- und 
Nachtschichten. H ier waren die deutschen G ewerk­
schaften in jüngerer Zeit nicht erfolgreich: Heute arbe i­
ten in der Bundesrepublik mehr Arbeitskräfte am Sonn­
tag als zu Beginn der achtziger Jahre.

Aus rein ökonom ischer Sicht gibt es zwar keine Argu­
mente für die Beibehaltung des arbeitsfreien Sonntags. 
Eine wohlhabende Gesellschaft muß jedoch nicht allein 
nach m ateriellem  Besitz streben; sie kann sich auch so­
zia len W ohlstand leisten. Deshalb sollte die Arbeit am 
Sonntag auch weiterhin auf das Notwendigste be­
schränktw erden. dw

Schrottfonds

Wenig durchdachte Gebühr

K aum  ist das Pfand für P lastikflaschen beschlossen, da 
denkt der Bundesum weltm in ister schon an eine ähnli­
che Abgabe für Autos. Als Begründung wird angeführt, 
daß die vollständige Beseitigung von Autowracks w e­
gen des steigenden Kunststoffanteils im m er aufwendi­
ger wird. Um die Autoverwertung weiterhin zu sichern, 
soll daher ein Schrottfonds der Autom obilindustrie ge­
schaffen werden, der aus einer Abgabe beim Neuwa­
genkauf finanziert wird.

Die Autofahrer müßten eigentlich erfreut darüber 
sein, daß ihnen die Mühe der Verschrottung ihres alten 
Fahrzeugs gegen eine geringe G ebühr -  die Rede ist 
von 200 DM -  abgenom m en wird. Tatsächlich aber be­
steht diese M ühe gar nicht, denn die Autoverwertung ist 
gegenwärtig durchaus noch w irtschaftlich. Für eine
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Subventionierung der Schrottindustrie m it Hilfe einer 
Verschrottungsgebühr fehlt daher jede Grundlage.

Aus der Sicht des Um weltschutzes hätte die Abgabe 
dann einen Sinn, wenn sie das Abfa llaufkom m en verrin­
gerte. Das würde am sichersten erreicht, wenn A uto fah­
rer wegen des gestiegenen Neuwagenpreises ganz auf 
das Autofahren verzichteten. Dazu aber wird eine Um ­
weltabgabe von im Durchschnitt kaum einem Prozent 
des Neuwagenpreises sicher nicht ausreichen. Wenn 
es aber darum  geht, die Recyclingquote zu erhöhen und 
dam it Deponien und  f^ü llverbrennungsanlagen zu ent­
lasten, so hilft e ine Verschrottungsgebühr schon des­
halb nicht weiter, weil sie die Herstellung „abfa llfreund li­
che r“ Autos nicht belohnt. V ie lm ehr müßte den  Autom o­
bilfirm en und ihren Zulieferern ein Anreiz für die Suche 
nach geeigneten technischen Lösungen schon bei der 
Fertigung gegeben werden. Ein Auto ist eben ein etwas 
kom plizierteres Produkt als eine PET-Flasche. ma

EG

Subventions-Sündenregister

N a ch  m ehrjährigen Vorarbeiten hat die EG-Kommis- 
sion je tzt einen um fassenden Bericht über die staa tli­
chen Beihilfen der M itgliedsländer vorgelegt. Dokum en­
tiert werden in diesem Sündenregister die Verstöße ge­
gen die G rundsätze einer m arktw irtschaftlichen O rd­
nungspolitik für die Jahre 1981-1986.

Vom absoluten Umfang her war die Bundesrepublik 
mit um gerechnet 39 Mrd. DM nach Italien mit 58 Mrd. 
DM das Land m it den jahresdurchschnittlich höchsten 
Subventionen in diesem Zeitraum . Bezogen auf die 
Größe der Volksw irtschaft rangiert sie mit 2,5%  des 
BSP allerd ings im Mittelfeld, während das Spitzenter­
zett aus Luxemburg, Italien und Irland besteht. Anlaß 
zur Sorge gibt die Entw icklung der deutschen Beihilfen, 
insbesondere im Vergleich zu den großen Nachbarlän­
dern. 1981 waren die Beihilfevolum ina der Bundesrepu­
blik, Großbritanniens und Frankreichs noch etwa gleich 
hoch; nur Italien fiel mit einem fast doppelt so hohen 
W ert aus dem Rahmen. 1986 lagen die deutschen Sub­
ventionen aber schon 40%  über den (weitgehend 
gleichgebliebenen) französischen und 100% über den 
(rückläufigen) britischen. Die in den Zahlen zum A us­
druck kom m enden Sünden deutscher Subventionspoli­
tik -  angefangen beim Bergbau über den A irbus bis zur 
Landw irtschaft -  sind letztlich auch eine Ursache dafür, 
daß die Bundesrepublik im Dezem ber 1988 die gegen 
den geltenden Stahlbeihilfen-Kodex verstoßenden m as­
siven Subventionen an die staatliche italienische S tahl­
industrie (F insider/Ilva) akzeptierte.

Wenn der Beihilfenbericht je tzt regelmäßig erstellt 
wird, so ist zu hoffen, daß die Kom m ission ihre Beih ilfen­
aufsicht intensivieren und dem  Subventionswahnsinn 
entgegenwirken kann. H insichtlich der für Ende 1992 
geplanten Verw irklichung des EG -Binnenm arktes 
kommt es wesentlich darauf an, daß die Liberalisierung 
des Güter- und Dienstleistungsverkehrs nicht durch wett­
bewerbsverzerrende Subventionen konterkariert wird, kr

Polen

Neue Wirtschaftsgesetze

In Polen wächst der Reform druck weiter. Daher bekräf­
tigte der neue M in isterpräsident Rakowski, kurz nach 
seinem  Am tsantritt im O ktober 1987, seine Entschlos­
senheit zu schnellen und radikalen Reform en. Den W or­
ten folgten bald m utige Taten: Schließung unrentabler 
Betriebe, Durchforstung des Vorschriftendschungels, 
Abschaffung des Staatsm onopols beim Aufkauf von 
Agrarprodukten, Förderung des Unternehm ungsgei­
stes, Neuform ulierung des Entwurfs für das Joint-Ven- 
ture-Gesetz.

U nm itte lbar vor W eihnachten verabschiedete das pol­
nische Parlament w ichtige Gesetze: das G esetz über 
die W irtschaftstä tigke it de r Unternehm en sow ie das 
neue Joint-Venture-Gesetz. Um die zentra le Ebene der 
neuen Konstitution der W irtschaft anzupassen, wurde 
die S taatliche P lankom m ission durch ein Zentra les 
P lanungsam t m it rein strateg ischen Aufgaben ersetzt. 
Das Gesetz über die W irtschaftstä tigke it der Unterneh­
men schafft g le iche Bedingungen für P rivatunterneh­
mer, G enossenschaften und staatliche Betriebe. Das 
dem  Gesetz zugrunde liegende allgem eine Prinzip; was 
nicht ausdrücklich verboten ist, das ist erlaubt, soll E i­
geninitia tive freisetzen. Das neue Joint-Venture-Ge- 
setz, frei von M ehrheitsklauseln und m it günstigeren 
Steuer- und Devisenvorschriften, soll in noch stärkerem  
Maße Auslandskapital anlocken und den ökonom ischen 
W andel unterstützen.

Die beiden G esetze werden von der poln ischen Füh­
rung als Hauptsäulen des Reform program m s gesehen, 
mit dessen Hilfe bis 1995 ein w irtschaftiches G leichge­
w icht erreicht werden soll. Die Verw irklichung der ehr­
geizigen Ziele setzt aber e ine aktive Beteiligung der Be­
völkerung an dem Reform prozeß sowie ihre Bereit­
schaft zur Übernahm e der Reform lasten voraus. Ob die 
Regierung m it einem  solchen Engagem ent der Bevölke­
rung rechnen kann und ob das tiefverw urze lte Miß­
trauen gegenüber ihrer bisherigen Sanierungspolitik 
überwunden ist, werden erst die nächsten Monate 
zeigen. ap
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